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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2022 Ausgegeben am 21. April 2022 Teil II 

163. Kundmachung: Durchführungsbeschluss der Kommission zur Freistellung von nicht-

kommerziellen Busverkehrsdiensten in österreichischen Regionen im 

Zuständigkeitsbereich der regionalen Verkehrsverbünde Verkehrsverbund 

Ost-Region (VOR) und Oberösterreichischer Verkehrsverbund (OÖVV) 

von der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 

Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur 

Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG 

163. Kundmachung der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
über den Durchführungsbschluss der Kommission zur Freistellung von nicht-
kommerziellen Busverkehrsdiensten in österreichischen Regionen im 
Zuständigkeitsbereich der regionalen Verkehrsverbünde Verkehrsverbund Ost-Region 
(VOR) und Oberösterreichischer Verkehrsverbund (OÖVV) von der Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Vergabe von Aufträgen durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der 
Postdienste und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG 

Gemäß § 184 Abs. 7 Bundesvergabegesetz 2018, BGBl. I Nr. 65, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 91/2019, wird kundgemacht: 

Die Europäische Kommission hat in ihrem Durchführungsbeschluss 2022/418 vom 10. März 2022 zur 
Freistellung von nicht-kommerziellen Busverkehrsdiensten in österreichischen Regionen im 
Zuständigkeitsbereich der regionalen Verkehrsverbünde Verkehrsverbund Ost-Region (VOR) und 
Oberösterreichischer Verkehrsverbund (OÖVV) von der Anwendung der Richtlinie 2014/25/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich 
der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der Richtlinie 
2004/17/EG, ABl. Nr. L 085 vom 14.3.2022, S. 119, ausgesprochen: 

„Die Richtlinie 2014/25/EU gilt nicht für Verträge, die von Auftraggebern vergeben werden und dafür 
vorgesehen sind, die Erbringung von nicht-kommerziellen Busverkehrsdiensten im Gebiet der Regionen, 
die im Zuständigkeitsbereich des Verkehrsverbundes Ost-Region liegen, sowie in der Region, die im 
Zuständigkeitsbereich des Oberösterreichischen Verkehrsverbunds liegt, zu ermöglichen. 

Dieser Beschluss ist an die Republik Österreich gerichtet.“ 

Schramböck 


